Ein Schlag gegen die Gewerkschaften
Dass die faszistische Welle auch England erfasst habe, war augenscheinlich, als Churchill, Finanzminister des britischen Imperiums, Halbsozialist in seiner Jugend, Liberaler während des Krieges, Unionist bei Kriegsende, Konservativer vor den letzten Wahlen, heute Vertrauensmann der faszistischen Diehards in England, Mussolini die unverschämtesten Komplimente schnitt.  Dass dieses faszistische Vorbild nachgeahmt werden sollte, um die Attentäter des britischen Generalstreiks zu treffen, wurde seit langem angekündigt. Aber während noch in den Tagen des grossen Grubenunglücks in Wales Baldwin beruhigende Zusicherungen abgab, dass man nur die „schlimmsten Auswüchse des Gewerkschaftsterrorismus“ treffen wolle, wird heute eine Gesetzesvorlage veröffentlicht, die selbst Konservativen ein lebhaftes Missbehagen verursacht und eine offene Kriegsansage des englischen Faszismus an die Arbeiterschaft darstellt.
Baldwin ist selbst Inhaber des grössten englischen Industriekonzerns, der stark in Kohle und Eisen interessiert, durch den Bergarbeiterstreik unzweifelhaft grosse Verluste erlitten hat, die bei der letzten Generalversammlung des Konzerns recht deutlich herausgestrichen wurden. Das gesamte englische Kabinett ist von  Mitgliedern des  britischen Industrieverbandes durchsetzt, die, wie Neville Chamberlain, einst, im Vorstand führende Stellungen einnahmen. Auf seine Redaktion geht denn auch dieses Gesetz zurück und auf den schlimmen und dunkeln Geist, den Churchill mit seiner Faszistenbegeisterung in das Kabinett getragen hat.
Die wirtschaftlichen Verhältnisse Englands sind, soweit es die Industrie und nicht nur die Anlage von Bankpapieren im Ausland anbetrifft, schlimmer als je. Die ganze Einrichtung ist verrostet und veraltet, kein neuer und moderner Geist herrscht in jener Unternehmerklasse, die ihre alten liberalen Prinzipien längst verlassen hat, und der ein Unternehmer wie Cradbury, umsonst das Beispiel eines gewaltigen, gedeihlichen, modernen, aber auch sozial fortschrittlichen Unternehmens umsonst vordemonstriert.
Das zeigt sich am auffälligsten in der Kohlenversorgung der Welt, in der die alte englische Vorherrschaft heute ganz geschwunden ist. Noch 1913 erzeugte ganz Amerika nur 46,3 Prozent gegen fast 50 Prozent Europas, unter denen England mit seinen 24,4 Prozent weitaus die erste Stelle einnahm. Heute erzeugt Amerika insgesamt 56 Prozent, der europäische Anteil ist auf 38,2  Prozent  gesunken,  der  englische  darunter  auf knapp 17 Prozent und ist heute vom deutschen beinahe überholt. Das ist nicht die Folge einer geringeren Arbeitsleistung des Kohlenarbeiters, der in England mit seiner Arbeit durch Generationen vertraut geworden ist,  sondern die  einer  ganz miserablen Arbeitsorganisation, welche die Arbeiterpartei anlässlich des Generalstreiks und des Kohlenstreiks durch drastische Beispiele klar gemacht hat.  Aber die Industrie, zu faul und zu bequem, ihren Arbeitsprozess umzustellen, sucht nun einfach durch Fesselung des Arbeiters aus seiner Arbeitskraft das herauszuholen, was sie durch bessere Organisation dank ihrer eigenen Liederlichkeit nicht herausholen kann.
So ist jenes ungeheuerliche Gewerkschaftsgesetz entstanden: Rache für den Generalstreik, Abwälzung der Lasten einer schlechten Arbeitsorganisation, Liebäugeln mit dem Faszismus sind die Grundlagen. Eine vierte kam dazu: Die Angst vor den nächsten Wahlen. Die englische Arbeiterpartei ist eine Zusammenfassung der Gewerkschaften und der politischen Parteien.  In diesem seltsamen Gebilde stellen die Gewerkschaften mit ihren 4,5 Millionen Mitgliedern die Macht und die finanzielle Aushilfe, die ihnen dank einer Gesamteinnahme des Britischen Gewerkschaftsbundes von rund 1‘150‘000 Fr. auch verhältnismässig leicht möglich wird. Die Aussichten der konservativen Regierung stehen für die nächsten Wahlen sehr trübe, wie zahlreiche Nachwahlen erhärtet haben. Darum wird nun den Gewerkschaften verboten, zukünftig für die politische Aktion Geld zu geben. Das ist nun so ziemlich das Schamloseste, was man sich ausdenken kann. Während die kapitalistische Seite ruhig sich von ihren Konzernen Millionen abtreten lässt, um die Wahlkämpfe zu führen, während der Britische Industrieverband, die „Federation of British Industries“ (FBI), einen eigenen Wahlausschuss unterhält, während Lloyd George sich erst letzthin die Führung seiner Partei sichern konnte, weil er einen auf solche Weise erworbenen Wahlfonds von rund 30 Millionen Franken zur Verfügung stellen konnte, will man nun der Arbeiterschaft die Möglichkeit rauben, ihren Emanzipationskampf mit ihren bescheidenen Mitteln auf gleiche Weise zu führen. Aber nicht genug damit. Alle Sympathiestreiks werden wie der Generalstreik unter strenges Verbot gestellt, und wer daran teilnimmt, kann eine Gefängnisstrafe von zwei Jahren erhalten. Man stelle sich die Monsterprozesse vor, wenn einmal ein Grubenstreik wiederum ausbricht und die anderen Bergarbeiter beschliessen, zur Unterstützung der kämpfenden Freunde mit in den Streik zu treten. Der Grubenarbeiterverband zählt 840‘000 Mitglieder. Sie alle müssten im Streikfalle auf drei Monate bis zwei Jahre ins Gefängnis wandern. Schon diese Zahl zeigt, wie unsinnig der englische Faszismus wütet.
Aber uns Staatsarbeitern hat er einer besonderen Behandlung  gewürdigt. Obschon das organisierte Staatspersonal in England gegenüber der anderen Arbeiterschaft nicht wesentlich in Betracht fällt (die elf Gruppen der „Public Employees“ umfassen 157‘677 Mitglieder), so ist doch ihre Bedeutung nicht zu unterschätzen. Folgerichtig wird zunächst den Gemeinden verboten, die Anstellung eines Arbeiters von der Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft abhängig zu machen. Das geht gegen die sozialistischen Gemeindeverwaltungen, deren es seit den letzten Gemeindewahlen in England einige hundert gibt, und die in steigendem Masse den Gewerkschaftszwang für ihre Angestellten eingeführt haben. Zu den Staatsangestellten gehören die Eisenbahner offiziell nicht. Die englischen Eisenbahnen gehören vier grossen Privatkonzernen an (London, Midland and Scottish; London and Northeastern; Great Western; Southern). Aber sie alle stehen unter dem Eisenbahngesetz des Jahres 1921, und in Verbindung mit diesem Gesetz ist es nun möglich, auch die drei Eisenbahnergewerkschaften, die 455‘000 Mit glieder umfassen, unter die strengeren Ausnahmebestimmungen des Gewerkschaftsgesetzes zu stellen. Diesen Gewerkschaften verbietet das Gesetz nun jeden Streik überhaupt und stellt ihn als Vertragsbruch unter strenge Strafe. Es verbietet ausserdem jedem Staatsangestellten, einer Gewerkschaft anzugehören, in der ausser Staatsarbeitern noch Privatarbeiter organisiert sind. Es gestattet ihnen nicht mehr, dem Englischen Gewerkschaftsbund anzugehören.
Die Gefahren dieses Gesetzes sind nicht nur für die englische, sondern auch für die ganze europäische Arbeiterschaft ausserordentlich gross. Wir stehen in fast allen Ländern Europas, von den  aussereuropäischen ganz zu schweigen, in einem ausserordentlich harten und zähen Kampf um die Rechte der Gewerkschaften. Sie zu verteidigen, ist die Hilfe aller Arbeiterorganisationen notwendig. Politische und gewerkschaftliche Organisationen müssen da zusammenarbeiten. Es sei an die Gewerkschaftsartikel des neuen Besoldungsgesetzes erinnert,  die dazu führen müssen, dass die Gewerkschaften der Eisenbahner, der Postangestellten und auch unser Verband entweder ihre Statuten ändern oder sich auflösen müssen, dass der Gewerkschaftsbund selbst gezwungen werden kann, entweder seine Statuten in wichtigen Bestimmungen zu korrigieren, damit seinen ganzen Charakter zu fälschen, oder die genannten Gewerkschaften als Mitglieder zu verlieren. Und nun kommt dieser Schlag, der so recht nach dem Herzen aller Reaktionäre und Gewerkschaftstöter ist, aus England, ausgerechnet aus dem Land, das nicht nur zuerst das Vereinsrecht in seiner Verfassung festlegte, sondern auch Wiege und Geburtsland des Gewerkschaftswesens geworden ist. Kann man in England, das eine so starke Macht der Gewerkschaften aufweist, so verfahren, was wird dann erst in anderen Ländern zu erwarten sein, wo die Gewerkschaften schwächer, die Reaktion aber umso stärker und übermütiger ist? Wohl haben wir bei uns den ersten Anlaut auf  die Gewerkschaften in der Lex Häberlin gebrochen. Aber wir sehen, wie umso deutlicher versucht wird, alles, was mit der zerschellten Lex Häberlin unterging, in das Militärstrafgesetz und in das Besoldungsgesetz zu retten. Diese Bestrebungen werden nachhaltig gefördert werden, wenn die englische Arbeiterschaft im Kampf gegen dieses Gewerkschaftsgesetz unterliegen sollte. Keine Hoffnung, dass sie sein Zustandekommen jetzt im Parlamente verhindern könnte. Aber die Hoffnung ist umso mächtiger, dass sie in den nächsten Wahlen eine Mehrheit herausholt, die es ihr gestattet, als erste Regierungsverhandlung dem britischen Faszismus dieses Schandgesetz verachtungsvoll zerrissen vor die Füsse zu werfen. Diese Erwartung hegt auch die ganze internationale Arbeiterschaft.
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